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Anlage 1 – Änderungsvorschlag 

 
§ 3 Abs. 4 Nr. 4 
(4) Die Informationspflicht nach den Absätzen 1 bis 3 gilt für Wärmelieferanten entspre-
chend mit den Maßgaben, dass ... 
4. im Fall der Wärmelieferung aus Wärmenetzen, die zumindest anteilig aus Wärmeerzeu-
gungsanlagen gespeist werden, die dem Europäischen Emissionshandel unterliegen, 

a) im Rahmen der Ableitung des einheitlichen Emissionsfaktors nach Nummer 3 abwei-
chend von Absatz 1 für diese Wärmeerzeugungsanlagen, die nach den Vorgaben des 
Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes zu berichtenden Emissionsdaten und Pro-
duktionsmengen zugrunde zu legen sind, und 

b) für den aus diesen Wärmeerzeugungsanlagen stammenden Anteil der Wärmeliefe-
rung abweichend von Absatz 2 als maßgeblicher Zertifikatepreis der Durchschnitts-
preis der Versteigerungen nach § 8 Absatz 1 des Treibhausgas-Emissionshandelsge-
setzes in dem der Rechnungsstellung vorangegangenen Kalenderjahr heranzuziehen 
ist. , 

b) der Emissionspreis für die insgesamt gelieferte Wärme auszuweisen ist, 
c) bis zum Vorliegen der Informationen nach Nr. 4 a), aber längstens bis zum 

30.06. des auf das Berichtsjahr folgenden Kalenderjahres, die Informationen des 
Jahres vor dem Berichtsjahr verwendet werden dürfen. 

 
§ 4 Maßgeblicher Zertifikatspreis 
(1) Der maßgebliche Preis der Emissionszertifikate entspricht 

1. bis einschließlich zum Jahr 2025 dem Festpreis der Emissionszertifikate nach § 10 
Absatz 2 Satz 2 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes, 

2. im Jahr 2026: Dem Mittelwert des Preiskorridors nach § 10 Absatz 2 Satz 4 des 
Brennstoffemissionshandelsgesetzes, 

3. ab dem Jahr 2027: Dem Durchschnittspreis der Versteigerungen nach § 10 Absatz 1 
des Brennstoffemissionshandelsgesetzes im Zeitraum vom 1. Juli bis zum 30. No-
vember des jeweils vorangegangenen Kalenderjahres. 

(2) Das Umweltbundesamt veröffentlicht die nach Absatz 1 Nummer 2 und 3 maßgebli-
chen Preise der Emissionszertifikate spätestens zehn Werktage vor dem Beginn des je-
weiligen Kalenderjahres auf seiner Internetseite. 
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(3) Das Umweltbundesamt veröffentlicht den nach § 3 Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe b 
maßgeblichen Durchschnittspreis nach § 19 Absatz 2 Nummer 2 zweiter Halbsatz der 
Emissionshandelsverordnung 2030 vom 29. April 2019 (BGBl. I S. 538), die durch Artikel 
19 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, bis zum 31. 
März des auf das Berichtsjahr folgenden Kalenderjahres auf seiner Internetseite. 
 
(3) Im Fall der Wärmelieferung aus Wärmenetzen, die zumindest anteilig aus Wärme-
erzeugungsanlagen gespeist werden, die dem Europäischen Emissionshandel un-
terliegen, ist der Emissionspreis für die insgesamt gelieferte Wärme zu verwenden. 
 
§ 9 Beschränkungen bei energetischen Verbesserungen 
(1) Sofern öffentlich-rechtliche Vorgaben oder der Anschluss an ein Wärmenetz einer 
wesentlichen energetischen Verbesserung des Gebäudes oder einer wesentlichen Ver-
besserung der Wärme- und Warmwasserversorgung des Gebäudes entgegenstehen, ist 
der prozentuale Anteil, den der Vermieter an den Kohlendioxidkosten nach § 5, 6, 7 oder 8 
zu tragen hätte, um die Hälfte zu kürzen. Zu den Vorgaben zählen beispielsweise 
1. denkmalschutzrechtliche Beschränkungen, 
2. rechtliche Verpflichtungen, Wärmelieferungen in Anspruch zu nehmen, insbesondere 
bei einem Anschluss- und Benutzungszwang der Anschluss an ein Wärmenetz, sowie 
3. der Umstand, dass das Gebäude im Geltungsbereich einer Erhaltungssatzung gemäß § 
172 Absatz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuchs liegt. 
(2) Wenn in Bezug auf ein Gebäude öffentlich-rechtliche Vorgaben oder der Anschluss 
an ein Wärmenetz sowohl einer wesentlichen energetischen Verbesserung des Gebäu-
des als auch einer wesentlichen Verbesserung der Wärme- und Warmwasserversorgung 
des Gebäudes entgegenstehen, so erfolgt keine Aufteilung der Kohlendioxidkosten.


